
B
undeskanzler Olaf Scholz warnt immerwieder vor
derGefahrderDeglobalisierung, da sie „dieGrund-
lagen der deutschenWettbewerbsfähigkeit“ unter-
grabe. Diese Feststellung ist einerseits richtig. An-
dererseits greift sie viel zu kurz. Gewiss werden

geopolitische Verwerfungen wie der Ukrainekrieg und der
Hegemonialkonflikt zwischen den USA und China ange-
sichts der traditionellen Exportorientierung Deutschlands
zu spürbaren wirtschaftlichen Einbußen führen. Zugleich
dienen uns die internationalen Spannungen aber auch als
Vorwand, um von selbst gemachten Problemen abzulenken
– Problemen, die seit Langem schwelen.
Der Versuch, die beiden vergangenen Jahrzehnte der Glo-

balisierung als besonderenKompetenzausweis deutscher Po-
litik undWirtschaft darzustellen, ist unehrlich. Ehrlichwäre
es, sich einzugestehen, dass der Erfolg auf mehrere Sonder-
umstände zurückzuführen ist.Dazu zählen insbesondereun-
sere „Deals“ mit zwei Unrechtsregimen. Der Deal mit Russ-
land sicherte die billige Versorgung mit Gas. Der Deal mit
China schien lange Zeit im gegenseitigen ökonomischen In-
teresse zu sein. Vergessen oder verdrängt wurde aber, dass
es Pekings erklärtes strategisches Ziel ist, in einer großen
Bandbreite von Sektoren mit enormer Staatshilfe die Welt-
marktführerschaft zu erringen – und gerade auch Deutsch-
land Marktanteile abzujagen. Dabei wird sich immer mehr
rächen, dass wir gegenüber China nicht schon seit Langem
strikt auf das Prinzip der Reziprozität geachtet haben. Die
Deals mit Russland und China führten auch zu einem gro-
ßen Selbstbetrug.
Eigentlich relevante Kernfragen – sind unsere Politik und

Verwaltung, unsere Infrastruktur, Energie- undUmweltpoli-
tik, unsere Altersversorgung und das Bildungswesen eigent-
lich hinreichend modern und effizient? – wurden zwar im-
mer wieder diskutiert. In der Praxis passierte aber wenig.
Einem entschlosseneren Handeln stand Deutschlands Man-
tra im Wege, der Exporterfolg werde es schon richten. Die-
ses Mantra hat in unserem Land zu einer Art Eskapismus in
die Globalisierung geführt, der angesichts von Ukrainekrieg
und Chinas immer autoritärerem Auftreten nun – fast
möchteman sagen: glücklicherweise – nicht länger aufrecht-
zuerhalten ist.
Aktuell befindet Deutschland sich in einer Situation, in

der nicht dieDeglobalisierung, sondern dieDeindustrialisie-
rung die viel größere Gefahr ist. Das ist übrigens auch des-
halb so, weil die deutsche Politik, anders als etwa die USA,
sich nicht dazu durchringen kann, einen nationalen Sicher-
heitsrat einzurichten.Der hätte beispielsweise schonvor Jah-
ren die immer stärkereAbhängigkeit von russischemErdgas auf den Prüf-
stand stellen müssen. Stattdessen gilt das Ressortprinzip beziehungs-
weise die Richtlinienkompetenz der Bundeskanzlerin oder des Bundes-
kanzlers. Am Ende stehen nicht selten Vernebelungsmanöver, ob unter
Angela Merkel oder jetzt unter Scholz. So wurde etwa die geopolitisch
bedeutsame Gaspipeline Nord Stream 2 von beiden lange Zeit als „rein
privatwirtschaftliche“ Angelegenheit dargestellt.
Hinzu kommt: Die wachsende Gefahr der Deindustrialisierung ist in

nicht unerheblichem Ausmaß darauf zurückzuführen, dass gerade in der
Energiepolitik viel zu oft ideologisch geprägte „Überzeugungstäter“ am
Werk sind, die ihre Position mit geradezu wagnerianischem Pathos ver-
treten. Die Konsequenz: Deutschland tritt auf diesem Feld als Weltmeis-

ter immöglichst frühzeitigenAnkündigen vonmöglichst vie-
len Ausstiegen hervor – ob bei Kohle, Gas oder Atomstrom.
Die Kehrseite: Bei Technologien wie der Speicherung von
Kohlendioxid wagen wir erst gar nicht den Einstieg. Das
alles ist für eine rohstoffarme Technologienation hochbe-
denklich. Es drängt sich der Eindruck auf, dass hier dieRech-
nung sprichwörtlich ohne denWirt gemacht wird.
Inzwischen stößt der deutsche Ausstiegs-Rigorismus er-

freulicherweise auf immermehrUnverständnis. Tatsächlich
grenzt es an ein Gartenzwerg-Denken, wenn etwa andere
Länder der EuropäischenUnion alteAtomkraftwerke entwe-
der weiterbetreiben oder neue bauen wollen, wir aber glau-
ben, im dicht besiedelten Europa könne das atomfreie
Deutschland zur Insel der Seligen werden. Die jüngste An-
kündigung der Schweiz, ihr nukleares Endlager in unmittel-
barer Nähe der Grenze zu Baden-Württemberg errichten zu
wollen, sollte da ein notwendiger Realitätsschock sein.
Eines kommt beim Thema Energie erschwerend hinzu:

Den Deutschen sind Varianten neokolonialen Herrenmen-
schendenkens nicht ganz fremd. Beispiel Flüssiggas: Das
kann hier zwar demnächst angelandet werden. Produziert
werden aber soll das hauptsächlich aus Fracking gewonnene
Gas hier nicht. Diese „Drecksarbeit“ überlassen wir gerne
anderen. Insgesamt könnte unsere aktuelle Energiepolitik,
ob gewollt oder ungewollt, auf die Deindustrialisierung
Deutschlands hinauslaufen. Das liegt – parteiübergreifend–-
imKern an einem immernoch fatal hohenGrad derBürokra-
tisierung unserer Entscheidungsprozesse.
Dieses Phänomen des „Wir müss(t)en zwar, liefern aber

nicht“ wirkt sich auch auf anderen Feldern verheerend aus.
Siehedie verschlafeneMobilitätswende.Darüber hinaus ran-
giert Deutschland in puncto digitaler Wettbewerbsfähigkeit
in Europa an vorletzter Stelle, nurAlbanien ist noch schlech-
ter als wir. Gerade weil die sich wandelnde Struktur der
Globalisierung Deutschland nicht länger als Puffer dienen
kann, müssen wir uns dringend den eigenen, hausgemach-
ten Problemen stellen.
Diejenigen, die noch immer auf China setzenwollen, soll-

ten sich fragen, ob Pekings Null-Covid-Politik womöglich
nicht nur eine Strategie zur Eindämmung der Pandemie ist.
Denkbar ist auch, dass es sich dabei um eine – aus der chine-
sischen Geschichte wohlbekannte – Strategie zur Abschot-
tung gegenüber jedem westlichen Einfluss handelt. Jörg
Wuttke jedenfalls, Chef der Europäischen Handelskammer
in Peking, erklärte jüngst mit Blick auf die chinesische Poli-
tik: „In den vergangenen 40 Jahren habe ich so etwas noch
nie gesehen. Ideologische Entscheidungen sind plötzlich

wichtiger als wirtschaftliche Entscheidungen.“
Vor diesem Hintergrund wird überdeutlich: Deutschland sollte sich

lieber heute alsmorgen auf die neue FormderGlobalisierungsfalle vorbe-
reiten und ein filigranes Beziehungsgeflecht an vielen Fronten und in
vielen Regionen aufbauen. Diversifizieren statt Deindustrialisieren ist
das Gebot der Stunde. Dabei können wir ja durchaus an eine große Au-
ßenhandelstradition anknüpfen, die leider ziemlich in Vergessenheit ge-
raten ist. So gesehen erstreckt sich die von Kanzler Scholz ausgerufene
„Zeitenwende“ nicht nur auf die durch Russland Angriffskrieg gegen die
Ukraine durcheinandergewirbelte Geopolitik. Richtig verstanden er-
streckt sie sich auch das gesamte Geschäftsmodell Deutschlands, das vor
einer epochalen Herausforderung steht.
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A ngekündigt war eine vorläu-
fige rechtliche Einschätzung
durch das Verfassungsge-

richt, doch was es dann wurde,
kannman als Abrechnung bezeich-
nen. Dass Wähler sich beklagen,
wenn siemal Schlange stehenmüs-
sen, hört man öfter aus Ländern, in
denendieDemokratie sonst auf gu-
tem Weg ist. In Berlin aber wurde
eine Dysfunktionalität anderer Di-
mension offenbar. Das Gericht hat
sie jetzt allen vor Augen geführt,
die noch geglaubt hatten, dass sol-
che Wahlfehler Fehler sind, die
eben passieren können.
Das Urteil ist noch nicht gefal-

len, doch die Entscheidung scheint
getroffen. Leicht dürfte sienicht ge-
wesen sein. Dass Wahlen Bestand
haben, auch wenn nicht alles nach
Goldstandard klappt, ist ein Wert
in einer Demokratie. Eine Koali-
tion wurde gebildet, eine Opposi-
tion hat sich gefunden; es wurden
Gesetze gemacht, Beschlüsse ge-
fasst. Repräsentative Demokratie
braucht einen Rhythmus, sonst
kommt sie aus dem Takt.
Demokratie braucht aber auch

Vertrauen. Und dies besteht we-
sentlich darin, dass Wählerinnen
und Wähler in zumutbaren Um-
ständen ohne Hast ihr Kreuzchen
machen und fest damit rechnen
dürfen, dass ihre Stimme zählt.
Hier fügt sich das erste Glied in
eine Legitimationskette, an deren
Ende über das Schicksal eines Ge-
meinwesens bestimmt wird. Zu
Recht hob das Gericht bei der Ver-
handlung hervor, dass gerade im
äußeren Wahlakt – Besuch des
Wahllokals, Kontrolle, Stimmzet-
telausgabe und -einwurf – eine zen-
trale Funktionsweise derDemokra-
tie von jeder und jedem in Augen-
schein genommen wird. Das muss
nicht nur funktionieren, es muss
gut funktionieren.
DasGegenteil: Berlin imSeptem-

ber 2021. Die Landeswahlleitung
hat versagt, die Innenverwaltung
als Kontrolle und Aufsicht ebenso.
Nach Ansicht des Gerichts waren
die Prognosen für dasWahlgesche-
hen – soweit es welche gab – derart
unzulänglich, dass vor Ort kaum
noch etwas zu retten war. Zudem
schien man leichtfertig davon aus-
gegangen zu sein, dass der Herbst-
sonntag überallhin zu einem Aus-
flug einlädt, nur nicht an die Urne.
Entsprechend wurde bei den
Stimmzetteln viel zu knapp kalku-
liert. Kann sein, dass in der digita-
len Homeoffice-Gesellschaft der
Besuch im analogen Wahllokal als
aus der Zeit gefallen empfunden
wird. Sogar bei den Organisatoren.
Das wäre verhängnisvoll. Eine

Gesellschaft muss sich beim Wäh-
len sehenund erlebendürfen. Inso-
fern ist nur zu hoffen, dass sich die
Berlinerinnen und Berliner bei ei-
nem neuen Durchgang nicht ab-
schrecken lassen.DennwasDemo-
kratie neben genügend Stimmzet-
teln und Vertrauen, dass diese kor-
rekt gezählt werden, auch noch
braucht, sind Wählerinnen und
Wähler, die sich zeigen. Öffent-
lich. Sonst stirbt sie irgendwann.

Deglobalisierung oder Selbstschwächung
Deutschland muss sich von ideologischen Fesseln befreien – in der Krise erst recht
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D a gefriert einem das Mark. Zumal in der einstigen Front-
stadt Berlin, wo einige, nicht wenige, ja noch wissen, wie
das ist im Krieg. Diese Drohungen von Kremlherrscher

Wladimir Putin mit demEinsatz vonAtomwaffen, jetzt zumwie-
derholten Mal – sind sie ernst zu nehmen? Wird dieser Mann
damit womöglich wirklich und wahrhaftig Ernst machen?
Zunächst einmal stimmt, dass Putin alles zuzutrauen ist. Bezie-

hungsweise, bei ihmmussmanmit allem rechnen.Wohlgemerkt:
Manmuss ihn, berechnend wie er ist, auch immer wieder neu zu
berechnen versuchen. Dem diente, im Übrigen, auch das Ge-
spräch des Bundeskanzlers mit Putin jüngst. Um nebenbei he-
rauszuhören, und sei es als Unterton, was da wirklich ist.
Dann: Es gilt in diesen Tagen ganz unbedingt das Leitmotiv

„heißes Herz, kühler Kopf“. Das Herz
schlägt für das geschundene Volk der
Ukraine – der Kopf muss sagen, was daraus
folgt, für den Westen und für Putin auf der
anderen Seite. Eine Aufgabe für Großmeis-
ter, denn es ist auch eineArt Schach. Schach
dem Teufel, darum geht es.
Undwie setzen wir ihnmatt? DieWaffen-

lieferungen an dieUkrainemüssenweiterge-
hen, wenn möglich noch verstärkt. Als Sig-
nal an dieUkraine, dass sie nicht alleingelas-
sen wird, einerlei, womit Putin droht, aber
auch an ihn.
Putin soll sich doch einweiteresMal irren

in seinerVorstellung von (mangelnder)Geschlossenheit undEnt-
schlossenheit desWestens.Heißt: Er ist in seinemLand einDikta-
tor, aber demokratische Staaten lassen sich nichts diktieren.Viel-
leicht sollte Deutschland unter dem Gesichtspunkt jetzt mit den
USA Einvernehmen erzielen über die Lieferung von Kampfpan-
zern, offen, sogar öffentlich.
Richtig war vor diesemHintergrund, dass die USA als stärkste

Militärmacht der Welt in Moskau keinen Zweifel lassen: Sie se-
hen alles, siewissen Bescheid. Danach sieht es jedenfalls aus und
so klingt es, wenn von US-Präsident Joe Biden über seinen Au-
ßenminister Anthony Blinken bis hin zu Sicherheitsberater Jake
Sullivan unisono Putin davor warnen, die nukleare Schwelle zu
überschreiten.
Sie tun es hart, mit einer Ansage, „klar und spezifisch“, was

wann wie geschieht, wenn es geschähe; wenn Putin Atomwaffen
wirklich einsetzen wollte. Vielleicht, wenn es gegen „seine“
Krim geht und um die Grenzen vom 24. Februar?
Das ist Abschreckung pur – und offenkundig notwendig. Nun

darf ja auch der Geist nicht aus der Flasche,
um es so zu sagen. Sonst denken andere
Schurkenstaaten womöglich auch noch, sie
könnten mit nuklearen Waffen territoriale
Grenzen verschieben. Das ist die rote Linie.
Und das ist die Botschaft: Soll niemand wa-
gen, über sie hinwegzugehen.
Wie lautete das Wort noch, das Sicher-

heitsberater Sullivan verwendet hat? Es ist
„todernst“. Dahinter kann keiner imWesten
zurück. Es entspringt der Analyse der russi-
schen Operation und ihrer führenden Per-
son. Und dennoch:Weil Putin ist, wie er ist,
weil er immer derKGB-Agent imKreml blei-
ben wird, weil sein Mittel im Versuch der psychologischen Zer-
setzung liegt, der von Personen wie Institutionen – gerade des-
halb bleibt ein Funke Hoffnung. Denn bei nüchterner, kühler, ja
kalter Kosten-Nutzen-Rechnung sollte der Kreml-Tyrann erken-
nen, dass er alles verlieren kann. Alles.
Russland kann in Schutt und Asche zerfallen, weil das Dogma

derAbschreckung fortgilt:Wer als Erster schießt, stirbt als Zwei-
ter.Undweilwer glaubt, taktischeAtomwaffen auf demGefechts-
feld einsetzen zu können, wissen muss, dass die Auswirkungen
nicht auf die andere Seite begrenzt sind, nicht beim Fall-out,
nicht politisch. Darüber hinaus kann Putin, wenn er überreizt
und sich in seiner Analyse des „schwachenWestens“ fundamen-
tal irrt, seine Macht verlieren.
Warum einem folgen, der in die Irre geht? Sage keiner, in der

Krise fände sich niemand, der Putin zur Seite räumt. Das ist das
Schicksal somancher Diktatoren geworden. Undmanchmal kam
der dann aus demGeheimdienst. Eswird in jedemFall auch ernst
für ihn.
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